„Korea kämpft mit dem Defizit“ : Eine vergleichende Betrachtung by Klitz, Walter






                         
     
   
         Nr.  8 / April 2011 
 
„Korea kämpft mit dem Defizit“ 
Eine vergleichende Betrachtung  
 
 


















In Deutschland wie auch in Korea wird zurzeit intensiv über die Verschuldung von Gemeinden und 
Maßnahmen zur Konsolidierung der kommunalen Finanzen diskutiert. Das ist keineswegs verwun-
derlich, sind doch gesunde staatliche Finanzen die erste Voraussetzung für eine geordnete Ent-
wicklung des ganzen sozialen und politischen Lebens.1 
 
In beiden Ländern sind die Schulden der Gemeinden als Folge der Finanzkrise enorm angestiegen 
und haben einige Gemeinden sogar an den Rand der Zahlungsunfähigkeit geführt. Kreditbeschaf-
fungskosten und hohe Zinszahlungen belasten die Gemeinden. Dies wird sich mit zunehmender 
Inflation noch verstärken. Spätestens bei der Umfinanzierung kurz- und mittelfristiger Kredite 
könnten die Gemeinden vor enormen Herausforderungen stehen.  
                                               
1 BVerfGE 15, Seite 141 
Bei vorsichtiger Schätzung dürften sich die Gesamtschulden Koreas dem dreifachen der offi-
ziellen Statistik nähern und über 90 Prozent des GDP betragen. Damit steht Korea vor enor-
men Herausforderungen, die die Regierung erkannt hat und konsequent angeht. Das Land wird 
erhebliche Kraftanstrengungen unternehmen müssen, die nicht nur ein starkes Wirtschafts-
wachstum generieren, sondern es wird im Vorjahr der Präsidentenwahlen auch gezwungen 
sein, nicht unerhebliche und meist auch unbeliebte Maßnahmen zur Konsolidierung der Haus-
halte einzuleiten. 
 
Die Mitwirkung der Städte und Gemeinden ist im Rahmen ihrer Möglichkeiten unabdingbar. 
Sie sind aufgefordert, zunächst eine sachgerechte und systematische Bewertung ihrer Ver-
schuldung, das heißt ihrer gesamtwirtschaftlichen Situation durchzuführen. 
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Die Stadt Seongnam, eine der reichsten Städte Koreas erklärt, dass sie nicht mehr in der Lage ist, 
ihre Schulden zu bezahlen. Die Vorsitzende des Deutschen Städtetages Petra Roth beklagt den 
höchsten Stand der Kommunalverschuldung seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland und 
weist darauf hin, dass die Gemeinden zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben kalkulierbare und verläss-
liche Einnahmen benötigen. 
 
Was ist Dezentralisierung? Wie stellt sich die Situation in Deutschland und Korea konkret dar? 
Welche Gemeinsamkeiten und Unterschiede gibt es zwischen den beiden Systemen der kommuna-
len Selbstverwaltung? Wie kann das Niveau der Verschuldung systematisch bewertet und welche 
Schlussfolgerungen können daraus abgeleitet werden? 
 
 
Was ist Dezentralisierung? 
 
Für den französischen Philosophen und Historiker Alexis de Tocqueville (1805-1859) hat Dezentra-
lisierung nicht nur einen administrativen Wert, sondern auch eine gesellschaftliche Dimension, da 
sie die Möglichkeiten der Bürger erhöht, sich an öffentlichen Angelegenheiten zu beteiligen. Durch 
Dezentralisierung gewöhnt sich der Bürger an den Gebrauch der Freiheit. Für Tocqueville ist De-
zentralisierung damit mehr als nur ein Gestaltungsprinzip für administrative Reformprozesse, es ist 
vor allem ein politisch-gesellschaftliches Prinzip. Aber was verstehen wir heute unter Dezentrali-
sierung? Ist Dezentralisierung nur ein Modewort? Welche Dezentralisierungsbemühungen und De-
zentralisierungsformen gibt es? Welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein, um von einem de-
zentralen Staatsaufbau reden zu können? 
 
Dezentralisierung ist kein neues Konzept, hat aber in den vergangenen Jahren in zahlreichen Län-
dern eine neue Dynamik gewonnen, wobei sowohl die neuen als auch die alten EU-Mitgliedstaaten 
immer mehr einen doppelten Prozess erleben - europäische Integration über die eigenen Grenzen 
hinaus, und Dezentralisierung innerhalb der eigenen Grenzen. Hinzu kommt, dass sich die meisten 
Entwicklungs-, Reform- und Transformationsländer nach Jahrzehnten zentraler Staatslenkung be-
wusst für die Einführung dezentraler Strukturen entschieden. Nach Feststellungen der Weltbank 
wurden mittlerweile in fast 95 Prozent der Länder der Welt administrative, fiskalische und politi-
sche Aufgaben auf dezentrale Regierungs- und Verwaltungsebenen übertragen.2 
 
So hat sich z.B. Frankreich 1982 für eine sehr weitgehende Neuorganisation des ehemals unita-
ristischen Staates entschieden. Weitreichende Kompetenzen wurden auf die Gebietskörperschaften 
übertragen und die Gemeinden erhielten das Recht, eigene lokale Steuern zu erheben. Weitere 
Aufgabenübertragungen auf die Gebietskörperschaften sind nur möglich, wenn ihnen die hierfür 
notwendigen Finanzmittel zugewiesen werden. Die Gebietskörperschaften dürfen seitdem Volksbe-
fragungen mit Entscheidungscharakter (bisher nur konsultativ) zu Fragen aus ihrem Kompetenzbe-
reich durchführen. Zudem erhielten die Bürger das Petitionsrecht, in dem sie unter bestimmten 
Voraussetzungen für sie wichtige Fragen auf die Tagesordnung der Gebietskörperschaften setzen 
lassen können. Besonders bemerkenswert ist, dass den Gemeinden durch eine Experimentierklausel 
in ausgewählten Bereichen, wie z.B. Bildung und Gesundheit, mehr Autonomie eingeräumt wurde 
und sie auf diese Art einem in den Vereinigten Staaten von Amerika schon lange praktizierten, 
aber noch weitergehenden, „laboratory federalism“3 die Tür öffnen, um das Innovationspotential im 
                                               
2 Entering the 21st Century, World Development Report 1999/2000, Seite 107 
3 siehe hierzu Wallace E. Oates 1999, An Essay on Fiscal Federalism, Journal of Economic Literature, Volume XXXVIII, 
Seite 1120-1149 
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Wettbewerb der Ideen zu steigern. Das französische Gesetz zur Dezentralisierung zielt auf eine 
„Republik der kurzen Wege und Entscheidungen“ ab. 
 
Auch in Österreich wurde vor wenigen Jahren über eine Neuordnung der Beziehungen zwischen 
den staatlichen Ebenen diskutiert. Italien, traditionell ein unitaristisches Land, hat sich entschie-
den, zur Effizienzsteigerung mehr Befugnisse auf die Regionen zu übertragen. Am 4. Februar 2004 
entschied das italienische Parlament sich für die Einführung eines föderalen parlamentarischen 
Systems, in dem der alte Senat durch eine zweite Kammer der Regionen ersetzt wurde. Die polni-
sche Verfassung vom 2. April 1997 gibt den Gemeinden weitgehende Autonomie und sichert ihnen 
eigene Einnahmen, allgemeine Finanzzuweisungen und zweckgebundene Zuweisungen zu. Dage-
gen führte die Modernisierungspolitik des „small government“ in England Anfang der 80er Jahre zu 
einer stärkeren Finanzkontrolle der Gemeinden, denen kaum eigene Einnahmen zustehen. 
 
Nach der Verabschiedung der ersten Föderalismusreform in Deutschland, beschäftigte sich im Jah-
re 2009 eine Reformkommission vor allem mit der Stärkung der aufgabenadäquaten Finanzaus-
stattung und der Erweiterung der Autonomie der Gebietskörperschaften. Mit der ersten Föderalis-
musreform in Deutschland sollte den negativen Auswirkungen des so genannten kooperativen Fö-
deralismus entgegen gewirkt, die Gestaltungsmöglichkeiten der Gebietskörperschaften gestärkt 
und die politischen Verantwortlichkeiten deutlicher zugeordnet werden. Politische Blockademög-
lichkeiten sollten durch klarere Kompetenzabgrenzungen zwischen den beiden gesetzgebenden 
Körperschaften, Bundestag und Bundesrat, abgebaut werden. Das Instrument der Mischfinanzie-
rungen, das heißt Bund und Länder finanzierten bestimmte Aufgaben gemeinsam, wurde reduziert. 
Damit wurden in einem revitalisierten und kraftvollen Föderalismus die Handlungs- und Entschei-
dungsfähigkeit von Bund und Ländern nachhaltig verbessert.4 
 
Nach unserem Verständnis ergänzt Dezentralisierung das vertikale Gewaltenteilungsprinzip zwi-
schen Exekutive, Legislative und Judikative um ein horizontales Element demokratischer Kontrolle 
zwischen kommunaler und gesamtstaatlicher Ebene. Die herausragende Stellung der Gemeinden in 
Deutschland stellt sicher, dass der Bürger unmittelbar in demokratische Entscheidungen eingebun-
den wird und die Gemeinde eigenverantwortlich über ihre wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
entscheiden kann. 
 
Der Begriff Dezentralisierung wird hier in seinem weitesten Sinn verstanden und bedeutet die Ver-
lagerung von administrativer, politischer, fiskalischer und wirtschaftlicher Entscheidung und Ver-
antwortung von der zentralen Ebene auf die regionalen und kommunalen Selbstverwaltungsebe-
nen sowie auf zivilgesellschaftliche oder private Träger. Eine klare Differenzierung zwischen den 
unterschiedlichen Formen der Dezentralisierung erscheint deshalb geboten, weil dadurch das Maß 
und die Intensität von gesamtstaatlichem versus lokalem Handeln zum Ausdruck kommt.  
  
 
A. System der kommunalen Selbstverwaltung in Deutschland und Korea 
 
Die Stellung der Gemeinden im Gesamtstaat 
 
Die kommunale Selbstverwaltung wird in beiden Verfassungen garantiert. Im Gegensatz zu Korea 
ist Deutschland allerdings ein weitgehend dezentral strukturiertes Land, das den Gemeinden nicht 
nur eigene Aufgaben zuweist, sondern auch weitgehende Finanzautonomie gewährt. Das hat zu-
                                               
4  Deutscher Bundestag Drucksache 16/2052 vom 28. Juni 2006 
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nächst einmal historische Gründe. Kommunale Selbstverwaltung, so wie sie heute in Deutschland 
verstanden wird, hat sich in vielen Jahrhunderten entwickelt. Im frühen 13. Jahrhundert erhielten 
zahlreiche Städte In Deutschland nach Lübschen Recht weitgehende Befugnisse, gesellschaftliche 
und privatrechtliche, vor allem aber ihre Handelsangelegenheiten selbstverantwortlich zu regeln. 
Sie bildeten ein Netz von mehr als hundert freien Städten, die einen freien Austausch von Waren 
gewährten. Seit 1808 durften die Gemeinden im damaligen Preußen über örtliche Angelegenheiten 
weitgehend selbst entscheiden und ihre „Stadtregierung“ selbst wählen. Damit sollte eine wirksa-
me Teilnahme der Bürgerschaft an der Verwaltung und deren Einwirkungsmöglichkeiten auf die 
Verwaltung des Gemeinwesens sichergestellt werden.5   
 
Auch in Korea hat der Grundsatz der Selbstverwaltung eine lange Tradition. Schon zur Mitte der 
Chosun Dynastie (1392-1897) entstanden im ländlichen Korea Initiativen, sogenannte Hyang Yak, 
die auf eine gemeinschaftliche Erledigung von Angelegenheiten des direkten persönlichen Umfel-
des zielten. Dabei stützte sich die Gemeinschaft auf konfuzianische Traditionen, die das gesamte 
soziale Beziehungsgeflecht neu ordnen sollten, um mehr Unabhängigkeit von der Zentralmacht zu 
erlangen und soziale Unterschiede auszugleichen. Im Ergebnis führte dies allerdings zu einer feu-
dalen Willkürherrschaft des örtlichen Adels, der den Hyang Yaks vorstand. Aus der Vor-Shilla Peri-
ode (668-935) haben bis heute genossenschaftliche Organisationsformen wie das „Kye“ überlebt. 
Aufgabe dieser „Kye“ ist es, Freundschaften zu pflegen und Netzwerke aufzubauen, die, wie Spar-
vereine, den Mitgliedern in Notlagen finanziellen Beistand bieten.  
 
Vier Jahre nach Beendigung der japanischen Besetzung Koreas verabschiedete das Parlament im 
Jahre 1949 zwar ein Gesetz zur kommunalen Selbstverwaltung, das vor allem während der Militär-
diktatur des Landes von 1961 bis 1987 aber keine Anwendung fand. Als eigentliche Geburtsstunde 
kommunaler Selbstverwaltung gilt das Jahr 1995 als die ersten umfassenden Kommunalwahlen 
durchgeführt wurden. Seit dieser Zeit hat die administrative Dezentralisierung enorme Fortschritte 
gemacht. Eine politische, finanzielle und wirtschaftliche Dezentralisierung des Landes blieb bisher 
weitgehend aus. Im Gegensatz zu Deutschland ist der Aufgabenbereich der koreanischen Gemeinde 
der Regelung des staatlichen Gesetzgebers nach wie vor weitgehend zugänglich. 
 
 
Kommunale Selbstverwaltung in Deutschland und in Korea 
 
Kommunale Selbstverwaltung in Deutschland ist das Recht und die tatsächliche Fähigkeit der Ge-
meinden, im Rahmen der Gesetze örtliche Angelegenheiten in eigener Verantwortung zum Wohle 
der Bürger zu gestalten. Die Aufgaben der Gemeinden sind weder in der Verfassung noch in den 
Kommunalverfassungen der Länder näher beschrieben. Im Laufe der Jahre hat sich ein Kernbestand 
an Mindestrechten herausgebildet, der heute durch die Rechtsprechung auch rechtlich geschützt 
ist. Gemeinden in Deutschland nehmen als untere Verwaltungsbehörde aus Gründen der Effizienz 
staatliche Aufgaben wahr. Sie sind durch Bundes- oder Landesgesetze verpflichtet, bestimmte 
Leistungen zu erbringen und können darüber hinaus im Rahmen ihrer finanziellen Leistungsfähig-





                                               
5  Edikt Nr. 57, Ordnung für sämtliche Städte der Preußischen Monarchie mit dazu gehörenden Instruktionen, Behuf 
der Geschäftsführung der Stadtverordneten bei ihren ordnungsgemäßen Versammlungen, 19. November 1808 
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Zu den Rechten der Gemeinden gehören: 
 
1. Die Organisations- und Personalhoheit der Gemeinden, das heißt, die Gemeinden entscheiden 
selbstständig über Umfang und Struktur ihrer Verwaltung 
2. Das Recht in öffentlichen Angelegenheiten mit anderen Gemeinden zu kooperieren 
3. Die Finanzhoheit, das heißt, die Gemeinden haben Anspruch auf eigene und angemessene Fi-
nanzmittel, über deren Verwendung sie selbstständig entscheiden 
4. Die Planungshoheit, das heißt die Städte und Gemeinden entscheiden autonom über die Be-
bauung innerhalb ihrer Grenzen 
5. Die gewählten Mandatsträger sind in der Ausübung ihres Mandates frei und nur an Recht und 
Gesetz gebunden 
6. Die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben obliegt nach dem Subsidiaritätsprinzip im allgemei-
nen den Behörden, die dem Bürger am nächsten sind. 
 
Der Local Autonomy Act weist den koreanischen Gemeinden vor allem Managementaufgaben zu. 
Sie sind zunächst staatliche Exekutive6, zum Beispiel in weiten Bereichen der staatlichen sozialen 
Fürsorge, der Gesundheit, der Bildung, des Zivilschutzes, der Pflege von Kultur und Brauchtum und 
der Wahrnehmung weiterer staatlich-administrativer Aufgaben. Die Gemeinden haben das Recht, 
kommunale Unternehmen zu gründen und zu betreiben. Sie fördern die Wirtschaft und organisie-
ren Müllabfuhr und Wasserentsorgung. Das Gesetz räumt den Gemeinden kaum Gestaltungsspiel-
raum ein. Es unterscheidet nicht zwischen staatlichen Aufgaben, Pflichtaufgaben und freiwilligen 
Aufgaben der Gemeinden. 
 
 
Finanzautonomie und Haushalte der Gemeinden - Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
 
Auch wenn es bei den Gesetzen zur kommunalen Selbstverwaltung in beiden Ländern viele Paralle-
litäten gibt, so finden sich im Detail vor allem bei der Bestimmtheit gesetzlicher Regelungen, bei 
den Befugnissen der gewählten Mandatsträger, vor allem aber bei den finanz- und haushaltsrecht-
lichen Bestimmungen deutliche Unterschiede. Diese resultieren nicht nur aus einem unitaristischen 
Staatsaufbau und einem anderen, historisch und kulturell bedingtem Staatsverständnis, sondern 
sind auch darauf zurückzuführen, dass Korea sich immer noch in einer Phase des Aufbaus effekti-
ver kommunaler Selbstverwaltungsstrukturen befindet.  
 
Einige Beispiele für Gemeinsamkeiten und Unterschiede seien erwähnt: 
 
1. In Korea wie in Deutschland wird zwischen Kernhaushalt und Nebenhaushalten von kommu-
nalen Betrieben und Organisationen unterschieden. 
 
2. In den Gemeinden muss eine mittelfristige Finanzplanung erstellt werden. Diese sollte nach 
deutschem Verständnis im wesentlichen bestehen aus:  
 
• einer Übersicht über die Entwicklung der Erträge und Aufwendungen unter Be-
rücksichtigung von Fehlbeträgen aus Vorjahren und des zu veranschlagenden 
Gesamtergebnisses des Ergebnishaushalts,  
 
                                               
6  The Roadmap for Decentralisation in Korea, Presidential Committee for Government Innovation and  Decentralisa-
tion, 2003 
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• einer Übersicht über die Entwicklung der Einzahlungen und Auszahlungen des 
Finanzhaushalts, 
 
• den Investitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen, die getrennt nach je-
dem einzelnen Haushaltsjahr bis zum Abschluss der Maßnahme aufgeführt 
werden müssen. Jeder Jahresabschnitt soll die fortzuführenden und neuen In-
vestitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen mit den auf das betreffende 
Jahr entfallenden Teilbeträgen wiedergeben. In Deutschland muss das Jährlich-
keitsprinzip strikt eingehalten werden. Im Unterschied zu Korea (Art 7 Local Fi-
nance Act) muss im Falle von Mehrkosten im laufenden Haushaltsjahr ein 
Nachtragshaushalt verabschiedet werden. Aus Gründen der Haushaltstranspa-
renz dürfen die Mehrkosten nicht aus Mitteln der mittleren Finanzplanung des 
Folgejahres finanziert werden. 
 
3. Die Gemeinden haben das Recht, kommunale Zweckverbände zu gründen, um aus Effizienz- 
und Kostengründen interkommunal zu kooperieren, zum Beispiel bei der Wasserversorgung, 
der Abfallentsorgung, dem öffentlichen Personennahverkehr, im Bereich Tourismus und bei 
sozialen Einrichtungen. 
 
4. Die Aufnahme von Kassenkrediten ist grundsätzlich erlaubt, in Deutschland aber ausdrücklich 
nur dann, wenn vorübergehende Liquiditätsengpässe im Verwaltungshaushalt, wie zum Bei-
spiel bei der Zahlung von Personalkosten, sachlichen Verwaltungs- und Betriebskosten, Zin-
sen und Umlagen entstanden sind. Die Formulierung in Art. 14 (1) des koreanischen Local Fi-
nance Act, dass Kassenkredite aufgenommen werden können, wenn es für „erforderlich“ 
gehalten wird, ist zu unbestimmt und sollte, sofern dies nicht bereits in anderen Ausfüh-
rungsgesetzen näher bestimmt wurde, konkretisiert werden.  
 
5. Ein weiterer wesentlicher Unterschied, ebenfalls systembedingt, besteht im Umfang der 
Kommunalaufsicht. Während sich diese in Deutschland weitgehend, mit Ausnahme der vom 
Staat auf die Gemeinden übertragenen staatlichen Aufgaben, auf eine reine Rechtsaufsicht 
beschränkt, beaufsichtigt das koreanische Ministerium für Öffentliche Verwaltung und Si-
cherheit die Gemeinden auch weitgehend fachlich.  
 
Noch immer geben die Gemeinden Koreas über die Hälfte der gesamten Staatsausgaben aus. Im 
Vergleich dazu sei angemerkt, dass der Anteil der Gemeinden an den Gesamtausgaben der öffentli-
chen Haushalte im dezentral aufgebauten Deutschland im Jahre 2010 nur wenig über 16 Prozent 
der Gesamtausgaben betrug7. Anders als in Deutschland wird in Korea über die Ausgaben zum 
überwiegenden Teil von der Regierung und nicht von den gewählten Kommunalpolitikern ent-
schieden. Trotz des hohen Anteils der koreanischen Gemeinden an den Gesamtausgaben des Staa-
tes haben sie finanziell nur einen sehr geringen Gestaltungsspielraum, der sich aus dem Local Au-
tonomy Act und den koreanischen Steuergesetzen, insbesondere dem Local Tax Act und dem Local 
Finance Act, ergibt. 
 
Die Gemeinden in Korea sind weitgehend von Finanztransferleistungen des Staates abhängig und 
haben demzufolge auch in Krisenzeiten nur sehr eingeschränkt Instrumente an der Hand, einen 
eigenen Beitrag zur Bewältigung zu leisten. Da die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Gemein-
den in Korea sehr unterschiedlich ist, deren Eigeneinnahmen aus kommunalen Steuern zwischen 
                                               
7  Statitisches Bundesamt, Wiesbaden/Deutschland, Pressemitteilung Nr. 131 vom 31. März 2011 
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17 Prozent in landwirtschaftlich geprägten Regionen und 97 Prozent in Seoul8 variieren, lässt eine 
generelle Aussage nur wenig Rückschlüsse über die Finanzlage einzelner Gemeinden zu. Systemati-
sche Verschuldungsanalysen müssen sich deshalb immer auf die einzelne Gemeinde beziehen. Ziel 
dieses Beitrages ist es deshalb auch, politischen Entscheidungsträgern auf kommunaler und natio-
naler Ebene einen Einblick in diese Systematik zu geben.  
 
Auch wenn in Korea bestimmte Steuern als kommunale Steuern bezeichnet werden, so entscheidet 
das Ministerium für Öffentliche Verwaltung und Sicherheit weitgehend über deren Verwendung 
und bestimmt die Höhe der Steuersätze sowie über Ausnahmeregelungen und Steuererleichterun-
gen. Außerdem ist das Ministerium Beschwerdeinstanz. Der koreanische Gesetzgeber hat sich bis-
her nicht durchringen können, den Gemeinden ein eigenständiges Steuersatzhebe- und Steuerfin-
dungsrecht einzuräumen. 
 
Seit Anfang 2011 gibt es insgesamt 12 Steuerarten, die den sieben Großstädten, neun Provinzen 
und 232 Gemeinden (davon 91 Kreise) als Einnahmequelle zugewiesen werden. Vom kommunalen 
Steueraufkommen gingen im Jahre 2009 72,5 Prozent an die Großstädte und Provinzen, 23 Pro-
zent an die Gemeinden und 4,5 Prozent an die Kreise.  
 
Über 30 Prozent der Steuereinnahmen werden durch die Kauf- und Registrierungssteuer erzielt. 
Die Einnahmen der Local Education Tax betragen etwa 10 Prozent. Außerdem steht den Gemein-
den ein zehnprozentiger Zuschlag auf die Einkommenststeuer zu, der weniger als 10 Prozent der 
kommunalen Steuereinnahmen ausmacht. Mineralölsteuer, Tabaksteuer und Stadtentwicklungs-
steuer tragen zusammen etwa 9 Prozent und die Grundsteuer zu etwa 5 Prozent bei.9 Die Ratio 
zwischen nationalen Steuern (ca. 78,5 Prozent) und kommunalen Steuern (21,5 Prozent) ist in den 
vergangenen Jahren nahezu unverändert.10 
 
 
B. Aktuelle Finanzsituation der Gemeinden in Deutschland und Korea 
  
Gesamtverschuldung in Deutschland und Korea 
 
Auf die weitgehend finanzielle Autonomie der Gemeinden in Deutschland ist schon an anderer 
Stelle hingewiesen worden, d.h. die Gemeinden müssen den Großteil ihrer Ausgaben selbst erwirt-
schaften, deshalb haben sie grundsätzlich ein Eigeninteresse, ihre Verschuldung in Grenzen zu hal-
ten. Durch zusätzliche vom Staat übertragene Aufgaben sind die Gemeinden, ähnlich wie in Korea, 
allerdings in finanzielle Nöte geraten. So sind zum Beispiel nach Angaben des Deutschen Städte- 
und Gemeindebundes die Sozialausgaben in Deutschland, die von den Gemeinden bezahlt werden, 
von 40 Milliarden Euro im Jahre 2009 auf mehr als 42 Milliarden Euro im Jahre 2010 gestiegen. 
Gleichzeitig gingen die Einnahmen der kommunalen Gewerbesteuer, die sehr konjunkturabhängig 
ist und vor der Grundsteuer die größte Eigeneinnahme deutscher Gemeinden darstellt, als Folge 
der Finanzkrise drastisch zurück.11 
 
Erfahrungsgemäß entwickeln Schulden eine Eigendynamik. Deswegen lohnt es sich, einen Blick auf 
diese Dynamik in Deutschland als auch in Korea zu werfen. Ursächlich für diese finanzpolitischen 
                                               
8  Randall S. Jones and Tadashi Yokoyama, Getting the most out of public-sector decentralisation in Korea, OECD Eco-
nomics Department Working Papers No. 468, ECO/WKP(2005)55, 2006, updated in 2008 
9  Ministry of Public Administration and Security, www.wetax.go.kr, December 2010 
10 OECD Revenue Statistics, 2009 
11  Gemeindefinanzbericht des Deutschen Städtetages 2010, Tabellanhänge 5 und 6b 
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Fehlentwicklungen sind meist politische Entscheidungen, bei denen der Grundsatz des voraus-
schauenden wirtschaftlichen Handelns nicht beachtet wurde. Die gesamtwirtschaftliche Entwick-
lung und durch Investitionen ausgelöste Folgekosten werden nicht hinreichend berücksichtigt. Mit 
zunehmender Verschuldung steigen die zu zahlenden Zinsen, d.h. die Spielräume für zukünftige 
Investitionen werden eingeengt, auch wenn sich systembedingt in Korea, insbesondere wegen sei-
nes zentralstaatlichen Aufbaus und seiner starken staatsinterventionistischen Politik, nur bedingt 
eine Korrelation zwischen Schulden- und Zinsdienst und dessen Auswirkungen auf das Investiti-
onspotential ableiten lässt. Für gewählte kommunale Mandatsträger werden damit die falschen 
Anreize gesetzt und es ergibt sich für sie keine Notwendigkeit, diesen Aspekt bei lokalen Investiti-
onsentscheidungen zu berücksichtigen oder eine Erhöhung von kommunalen Steuern oder Abga-
ben in Erwägung zu ziehen. 
 
All dies führt zu einer Verschuldungsdynamik, die im Folgenden aufgezeigt werden und eine Ein-
schätzung über die aktuelle Finanzsituationen der Gemeinden in Deutschland und Korea liefern 
soll. 
 
Da aus dem Vorhergesagten bereits deutlich wurde, dass die Verschuldungshöhe wenig aussage-





Die Staatsschulden in Deutschland stiegen zwischen 2004 und 2010 von 1453,8 Mrd. Euro auf 
1998,8 Mrd. Euro. Das entspricht einer Steigerung von 37,45 Prozent. Der staatliche Schuldenstand 
pro Einwohner beträgt zurzeit 21.500 Euro. 
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Korea hat nach Angaben der Bank of Korea im Jahre 2010 Gesamtschulden in Höhe von 370,9 
Trillionen koreanischen WON (232, 3 Mrd. Euro). Das sind 7,2 Mio. WON (ca. 4.645.- Euro) pro 
Einwohner. Im Jahre 2004 beliefen sich die Gesamtschulden Koreas auf 197,02 Trillionen WON. 
Dies entspricht einer Steigerung von über 88 Prozent. Besonders gravierend waren die Steige-
rungsraten im Jahre 2009 als die Regierung kreditfinanzierte Programme zur Überwindung der 
Finanzkrise auflegte. 
 
Nach den offiziell veröffentlichten Zahlen stellt sich die Situation in Korea nominal besser dar. 
Auch wenn man die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit Deutschlands berücksichtigt, die gemessen 
am Bruttoinlandsprodukt (nach purchasing power parity) etwa zweimal so hoch ist wie die Koreas, 
ergibt sich für Korea immer noch ein besseres Bild.  
 
Allerdings werden bei der Ermittlung der Staatsschulden in Deutschland, anders als in Korea, die 
Schulden aller staatlichen Unternehmen, einschließlich 
  
• der kommunalen Unternehmen,  
• der umlagefinanzierten gesetzlichen Sozialversicherungssysteme wie Rentenversicherung, 
Krankenversicherung, Arbeitslosenversicherung und  




Bei anderen Ländern, die steuerfinanzierte Sozialsysteme haben, wie z.B. Großbritannien, Schwe-
den und Dänemark, schlagen Defizite bereits über den Staatshaushalt zu Buche. Sie müssen des-
halb bei der Ermittlung der Staatsschulden nicht gesondert eingerechnet werden.  
 
Die koreanische Regierung hat sich bisher auf Rechnungsführungsgrundsätze (Einnahme-Ausgabe-
System) aus dem Jahre 1986 gestützt und beabsichtigt, die neuen Richtlinien des Internationalen 
Währungsfonds aus dem Jahre 2001, die eine periodengerechte Aufwands- und Ertragsrechnung 
(accrual accounting system) vorsehen, anzuwenden. Danach muss das Schuldenmanagement der 
Staaten u.a. auch die wichtigsten finanziellen Verbindlichkeiten umfassen, über die die Regierung 
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Kontrolle ausübt.12 Im Ergebnis wird dies zu einer erheblich breiteren Berechnungsgrundlage füh-
ren, weil viel mehr Entitäten erfasst werden. 
 
Nach dem koreanischen Act on the Management of Public Institutions sind mit Stand Januar 2011 
286 staatliche, bzw. Unternehmen mit mehrheitlich staatlicher Beteiligung (SOE’s) registriert. Im 
Jahre 2009 betrugen die Schulden aller SOE’s 347,6 Trillionen WON13. Für das Jahr 2010 wurden 
bisher nur Schulden der 22 größten nationalen Unternehmen in Höhe von 254,7 Trillionen WON 
(160 Mrd. Euro) veröffentlicht. Es ist allerdings davon auszugehen, dass sie das Niveau von 2009 
deutlich übersteigen dürften. Auf kommunale Betriebe findet dieses Gesetz keine Anwendung. Sie 
müssen sich in der Gemeinde registrieren, in der sie ihren Hauptsitz haben. Der Bürgermeister ist 
verpflichtet die Registrierung dem Ministerium für Öffentliche Verwaltung und Sicherheit anzuzei-
gen. Im Jahre 2010 waren 379 kommunale Betriebe erfasst.  
 
Bereits die offizielle Statistik weist aus, dass die Verschuldung gemessen am Bruttoinlandsprodukt 
(Share of debt in GDP) zwischen 2004 und 2010 von 23,8 Prozent auf 32,1 Prozent stark anstieg.14 
Werden nur die aktuellen Schulden der 22 von 286 staatlichen Unternehmen, über die die Regie-
rung Kontrolle ausübt, mit eingerechnet, steigt die Schuldenquote (ohne kommunale Eigenbetriebe 
und soziale Sicherungssysteme) auf über 51 Prozent. In Deutschland liegt die aktuelle Schulden-
quote bei 73 Prozent, die allerdings die Schulden der Kern- und Nebenhaushalte des Staates und 
der Gebietskörperschaften, der staatlichen und kommunalen Unternehmen und der Sozialversiche-
rungsträger beinhaltet. Eine nachhaltige Haushaltspolitik setzt aber ein konstantes Verhältnis zwi-
schen Schulden und Bruttoinlandsprodukt voraus.15 
 
 
Verschuldungsdynamik der Gemeinden in Deutschland und Korea 
 
Schauen wir auf die Verschuldungsdynamik der Gemeinden, gibt die Situation in Korea Anlass zu 
berechtigter Sorge. Kommunale Baugesellschaften stellen ein nicht zu unterschätzendes Finanzri-
siko für die Gemeinden dar, da ihre Kreditaufnahme sich in den letzten Jahren annähernd 
verzwanzigfacht haben. Wegen der verabschiedeten Steuerleichterungen geht das National Ass-
sembly Budget Office davon aus, dass die Steuereinnahmen der Gemeinden bis zum kommenden 
Jahr signifikant zurückgehen werden. Seoul hat im vergangenen Jahr seine Schulden verdoppelt, 
die Schulden der Provinzen Süd Jeolla sowie der beiden Chungcheong Provinzen als auch von In-
cheon sind im selben Zeitraum um über 50 Prozent gestiegen. Es ist deshalb fraglich, ob die von 
der Regierung im Oktober 2010 ergriffenen Maßnahmen zur Deckelung der Kreditaufnahmen der 
Gemeinden ausreichend sein werden.  
 
                                               
12 Guidelines for Public Debt Management, International Monetary Fund, March 21, 2001 
13 Mitteilung des Ministry of Strategy and Finance vom 10.11.2010 
14 Anm.: Bei der Berechnung wurde ein geschätztes Bruttoinlandsprodukt von 1154,13 Trillionen WON für 2010 zug-
rundegelegt. 
15 Blanchard, Olivier Jean, Suggestions for a new set of fiscal indicators, OECD Department of Economics and Statis-
tics, Working Paper Nr. 79, 1990, zitiert in Frank Robaschik/Naoyuki Yoshino, Local Government Finance in Japan-can 
irresponsible borrowing be avoided, 2004 
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Die Gemeinden in Deutschland haben im Jahr 2010 eine Gesamtverschuldung von 119,4 Mrd. Euro 
erreicht. Die Verschuldung der Gemeinden in Deutschland beträgt etwa 6 Prozent der gesamten 
Staatsschulden. Die Verschuldung der Gemeinden in Deutschland stieg von 2000 bis 2010 um 16 
Prozent.  
 
Im selben Zeitraum stiegen die Schulden der koreanischen Gemeinden von 18,80 Trillionen WON 
auf 25,55 Trillionen WON. Das entspricht 36 Prozent. Die Schulden kommunaler Unternehmen, 
Organisationen und Institutionen sind darin nicht enthalten, obwohl dies für eine realistische Ein-
schätzung der kommunalen Verschuldung erforderlich wäre.  
 
Ursächlich für die Verschuldung ist u.a., dass kommunale Dienstleister wegen politischer Interven-
tionen und gesetzlicher Vorgaben nicht kostendeckend wirtschaften können. So müssen nach dem 
Local Public Enterprise Act Gebühren, die von kommunalen Unternehmern erhoben werden, nicht 
nur kostendeckend, sondern auch „angemessen“ sein und ein „faires Niveau zwischen den Regio-
nen“ wahren. Gewinne von Unternehmen sind einem kommunalen profit reserve fund zuzuführen, 
aus dem Verluste ausgeglichen werden sollen. Ist dieser dazu nicht in der Lage, können die Schul-
den auf Folgejahre übertragen werden. 
 
Kommunale Unternehmen dürfen unter bestimmten Voraussetzungen Anleihen auflegen, das gilt 
insbesondere bei Bauinvestitionen und der Übernahme von Unternehmen, die in vergleichbaren 
Geschäftsbereichen tätig sind. Dadurch wird ein staatsgelenktes und staatsinterventionistisches 
Wirtschaftshandeln mit allen negativen Folgeerscheinungen, wie z.B. Schaffung von Abhängigkei-
ten und Korruption, begünstigt und der Wettbewerb de facto außer Kraft gesetzt.   
 
Günstig wirkt sich die lange Laufzeit der kommunalen Kredite aus. Fast zwei Drittel haben eine 
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Der Anteil der koreanischen Gemeinden an den offiziellen Gesamtschulden des Staates ist im Jahre 
2010 stark gestiegen und dürfte schätzungsweise etwa 8 Prozent erreichen. Hierin sind nicht die 
Schulden der 379 kommunalen Eigenbetriebe enthalten. So hat z.B. die drittgrößte koreanische  
Stadt Incheon (2,7 Millionen Einwohner) 17 eigene Betriebe, bei denen 7 Trillionen WON Schulden 
zu Buche stehen. Ende 2010 wurden die Schulden der 51 größten Betriebe mit 46,2 Trillionen 
WON beziffert. So beträgt z.B. die Verschuldung der U-Bahnbetriebe der Städte Seoul, Busan, Dae-
gu, Incheon, Gwangju und Daejon insgesamt 9,89 Trillionen WON. In Anbetracht der enormen 
kommunalen Verschuldung musste das Bau- und Transportministerium anordnen, sämtliche Bau-
maßnahmen der U-Bahnbetriebe vorübergehend einzustellen.   
 




Seoul 5,2 Trillionen WON 
Busan 2,6 Trillionen WON 
Daegu 1,4 Trillionen WON 
Incheon 0,6 Trillionen WON 
Gwangju 0,29 Trillionen WON 
Daejon 0,14 Trillionen WON 
 
 
C. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
 
Bei vorsichtiger Schätzung dürften sich die Gesamtschulden Koreas dem dreifachen der offiziellen 
Statistik nähern und über 90 Prozent des GDP betragen. Damit steht Korea vor enormen Heraus-
forderungen, die die Regierung erkannt hat und konsequent angeht. Das Land wird erhebliche 
Kraftanstrengungen unternehmen müssen, die nicht nur ein starkes Wirtschaftswachstum sicher-
stellen, sondern es wird im Vorjahr der Präsidentenwahlen auch gezwungen sein, nicht unerhebli-
che und meist auch unbeliebte Maßnahmen zur Konsolidierung der Haushalte einzuleiten. 
                                               
16  http://english.chosun.com/site/data/html_dir/2001/04/15/2001041561320.html 
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Die Mitwirkung der Städte und Gemeinden ist im Rahmen ihrer Möglichkeiten unabdingbar. Sie 
sind aufgefordert, zunächst eine sachgerechte und systematische Bewertung ihrer Verschuldung, 
das heißt ihrer gesamtwirtschaftlichen Situation durchzuführen. Dabei müssen sie folgende Aspek-
te berücksichtigen: 
 
1. Die Gemeinden müssen alle kommunalen Schulden erfassen, d.h. die Schulden der Gemeinde 
selbst, die Schulden der kommunalen Unternehmen, Organisationen und Verbände der Ge-
meinden und die Schulden der kommunalen Zweckverbände. 
2. Der Schuldenstand muss vor dem Hintergrund der kommunalen Leistungsfähigkeit unter Be-
rücksichtigung eventueller Risiken (wie z.B. Bevölkerungsentwicklung, Entwicklung der Zin-
sen am Kapitalmarkt, Einschätzung des Wirtschaftswachstums und prognostiziertes Steuer-
aufkommen) bewertet werden. 
3. Die Dynamik der Schuldenentwicklung muss erfasst werden. 
4. Investitionsspielräume müssen erhalten werden. Das ist nur möglich, wenn Verwaltungskos-
ten und Investitionen dauerhaft und möglichst nachhaltig in einem ausgewogenen Verhält-
nis zueinander stehen. 
5. Die finanziellen Folgen von politischen Entscheidungen müssen systematisch in die Gesamt-
rechnung einfließen. 
6. In wirtschaftlich schwierigen Zeiten sollten, um langfristige Haushaltsprobleme zu vermei-
den, kommunale Aufgaben überprüft und reduziert werden.  
7. Maßnahmen zur Konsolidierung der Haushalte müssen eingeleitet werden. Dabei sollte die 
Senkung der Ausgaben Priorität haben.  
8. Der koreanische Wachstumskurs ist beizubehalten. 
9. Investitionsentscheidungen müssen sich am Bedarf des Marktes ausrichten und dürfen keine 
politischen Interessen verfolgen. 
10. Anreize zur Stärkung des Wettbewerbs und des Wirtschaftswachstums erhöhen die kommu-
nalen Steuereinnahmen. Eine Umschichtung von konsumtiven zu wachstumsfördernden 
Maßnahmen ist notwendig. 
 
Anreize könnten zum Beispiel sein: 
 
- die Beschleunigung von Baugehmigungsverfahren,  
- Abbau von bürokratischen Hemmnissen,  
- Privatisierung von staatlichen und kommunalen Betrieben,  
- Schaffung eines wachstumsfreundlichen Steuersystems,  
- Beseitigung von wettbewersbverzerrenden Subventionen, 
- Stärkung kommunaler Entscheidungsbefugnisse, 
- Maßnahmen zur Stärkung der Finanzautonomie der Gemeinden, um 
• Gestaltungsmöglichkeiten der Gemeinden zu erweitern,     
• demokratisches „Check and Balance“ zu stärken, 
• Verantwortlichkeiten für politische Fehlentscheidungen klar bestimmen zu kön-
nen, 
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